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7 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über das Schlichtungsweſen. 
Vom 4. 2. 1930. 


J. Einrichtung der Schlichtungsbehörden. 


PS, 

An Stelle des bisherigen Schlichtungsausſchuſſes wird ein neuer Schlichtungsausſchuß für das 
Gebiet der der Freien Stadt Danzig mit dem Sitz in Danzig errichtet. 

Der Schlichtungsausſchuß beſteht aus einem un parteiiſchen Vorſitzenden und aus Beiſitzern der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in gleicher Zahl. 

Der Senat beſtellt einen unparteiiſchen Vorſitzenden und ſeinen Stellvertreter nach Anhörung 
der wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. Er beruft die Beiſitzer auf 
Vorſchlag dieſer Vereinigungen. 

g § 2. 

Der Senat kann für beſtimmte Gewerbezweige oder Berufsarten, insbeſondere für die Landwirt⸗ 
ſchaft, Fachkammern bilden, wenn die beſonderen Verhältniſſe des Gewerbezweiges oder der Berufs- 
art und die Zahl der Streitigkeiten es notwendig erſcheinen laſſen. 


§ 3, 

Beiſitzer können nur Danziger Staatsangehörige ſein, die das 25. Lebensjahr vollendet haben. 

Beiſitzer von Fachkammern müſſen außerdem dem Gewerbezweige oder der Berufsart angehören, 
für die die Fachkammer gebildet iſt. 

Arbeitgeberbeiſitzer dürfen nur Arbeitgeber ſein. Den Arbeitgebern ſtehen gleich Vorſtandsmitglieder 
und geſetzliche Vertreter von juriſtiſchen Perſonen und Perſonengeſamtheiten des öffentlichen und des 
privaten Rechtes, öffentliche Beamte nach näherer Anordnung des Senats, Geſchäftsführer und Be⸗ 
triebsleiter, ſoweit ſie ſelbſtändig zur Einſtellung von Arbeitnehmern in den Betrieb oder die Betriebs⸗ 
abteilung berechtigt ſind oder ſoweit ihnen Prokura, Handlungsvollmacht oder Generalvollmacht er⸗ 
teilt iſt, und ſatzungsmäßige Vertreter oder bevollmächtigte Angeſtellte wirtſchaftlicher Vereinigungen 
von Arbeitgebern. 5 

Arbeitnehmerbeiſitzer dürfen nur Arbeitnehmer fein. Den Arbeitnehmern ſtehen ſatzungsmäßige 
Vertreter oder bevollmächtigte Vertreter wirtſchaftlicher Vereinigungen von Arbeitnehmern gleich. Bei 
Streitigkeiten, die Arbeiter betreffen, ſollen Arbeiter, bei Streitigkeiten, die Angeſtellte betreffen, An⸗ 
geſtellte Arbeitnehmerbeiſitzer ſein. 

N 8 4. 

Bei der Berufung der Beiſitzer ſollen die verſchiedenen Teile und die hauptſächlichen Gewerbe- 
zweige, Berufsarten und Betriebsarten des Staatsgebietes berücksichtigt werden, ſoweit das nicht ſchon 
durch Bildung von Fachkammern geſchieht. Dieſem Erfordernis ſollen die Vorſchlagsliſten der wirt⸗ 
schaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer Rechnung tragen. Für Arbeiter und 
für Angeſtellte ſind getrennte Vorſchlagsliſten aufzuſtellen. Wo Fachkammern gebildet werden, ſind 
für ſie ebenfalls geſonderte Vorſchlagsliſten einzureichen. 
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Soweit Vorſchlagsliſten der wirtſchaftlichen Vereinigungen nicht oder nicht rechtzeitig eingehen, 
beruft der Senat Beiſitzer unter Beachtung der Grundſätze des Abſ. 1 ohne Vorſchlag. 

Die Beiſitzer werden auf drei Jahre berufen. Die Berufung iſt durch Aushang oder in anderer 
Weiſe bekanntzumachen. 

Die Übernahme des Beiſitzeramtes kann ablehnen: 

1. wer das fünfundſechzigſte Lebensjahr vollendet hat; 

2. wer durch Krankheit oder Gebrechen verhindert iſt, das Amt ordnungsmäßig zu führen; 

3. wer durch andere ehrenamtliche Tätigkeit für die Allgemeinheit ſo in Anſpruch genommen iſt, 
daß ihm die Übernahme des Amtes nicht zugemutet werden kann; 33 5 

4. wer in den letzten drei Jahren vor der Berufung als Beiſitzer eines Schlichtungsausſchuſſes 
tätig geweſen it; } 9 \ 

5. öffentliche Beamte auf Verlangen ihrer vorgelegten Dienſtbehörde. 

Wer die Übernahme des Beiſitzeramtes ohne zuläſſigen Grund ablehnt, wird vom Senat mit einer 
Ordnungsgeldſtrafe bis zu 500, — Gulden beſtraft. 

Die Beiſitzer verwalten ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. Sie erhalten für die Teilnahme an 
Sitzungen eine Entſchädigung, außerdem bei Reiſen Tagegelder und Fahrkoſten. Die näheren Beſtim— 
mungen hierüber trifft der Senat. 

Der Senat kann Beiſitzer jederzeit abberufen. Vor der Abberufung ſoll er den Beiſitzer hören 


und die vorſchlagende wirtſchaftliche Organiſation benachrichtigen, ihr auf Verlangen auch die Gründe 
mitteilen. 
§ 5. 


Die Beiſitzer werden vom Vorſitzenden des Schlichtungsausſchuſſes in Liſten aufgenommen. Für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Arbeiter und Angeſtellte und Fachkammern ſind getrennte Liſten 
anzulegen. 

Der Senat kann den Vorſitzenden ermächtigen, eine Beiſitzerliſte für den einzelnen Fall zu ergänzen, 
ſoweit dies aus beſonderen Gründen notwendig erſcheint. 

Die Beiſitzer ſind jeweils für die Sitzung der Kammer aus den Liſten zu entnehmen. Bei der 
Auswahl ſoll der Vorſitzende den beſonderen Verhältniſſen des einzelnen Streitfalles und den 
Wünſchen der Parteien nach Möglichkeit Rechnung tragen. 

Beiſitzer, die ohne genügende Entſchuldigung nicht oder nicht rechtzeitig zur Sitzung erſcheinen 
oder ſich ihren Obliegenheiten in anderer Weiſe entziehen, werden vom Vorſitzenden mit einer Ord— 
nungsgeldſtrafe bis zu 500, — Gulden beſtraft. Bei nachträglicher genügender Entſchuldigung iſt die 
Ordnungsſtrafe aufzuheben oder zu ermäßigen. N 


§ 6. 
Der Senat kann für den einzelnen Fall einen Schlichter beſtellen. Ein Schlichter muß beſtellt 
werden, wenn beide Parteien es beantragen. 
Die Beſtellung kann nur erfolgen, ſolange der Schlichtungsausſchuß noch keinen Schiedsſpruch 
gefällt hat. Der Schlichter hat dem Schlichtungsausſchuß ſeine Beſtellung ſofort mitzuteilen. 


9 7. 


Schlichtungsausſchuß und Schlichter haben zum Abſchluß von Geſamtvereinbarungen (Tarifver— 
trägen, Betriebsvereinbarungen) Hilfe zu leiſten, ſoweit eine vereinbarte Schlichtungsſtelle nicht beſteht 
oder den Abſchluß einer Geſamtvereinbarung nicht herbeiführt. 


II. Verfahren. 


88. 


Schlichtungsausſchuß und Schlichter werden auf Anruf einer Partei oder von Amts wegen tätig, 

Der unparteiiſche Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes oder der Schlichter hat zunächſt zu ver— 
ſuchen, den Abſchluß einer Geſamtvereinbarung herbeizuführen. 

Gelingt dieſes nicht, iſt die Sache vor einer Schlichtungskammer bzw. einer Schlichterkammer zu 
verhandeln. Die Schlichtungskammer bildet der Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes mit je zwei 
Beiſitzern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, die Schlichterkammer bildet der Schlichter mit Bei— 
ſitzern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in gleicher Zahl, die er zu dieſem Zweck beruft. 5 645 
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Kommt vor der Kammer eine Einigung nicht zuſtande, jo macht die Kammer den Parteien einen 
Vorſchlag für den Abſchluß einer Geſamtvereinbarung (Schiedsſpruch). Wird er von beiden Parteien 
angenommen, ſo hat er die Wirkung einer ſchriftlichen Geſamtvereinbarung. Das Gleiche gilt, wenn 
der Spruch auf Grund geſetzlicher Vorſchrift oder einer Vereinbarung bindend iſt. 


§ 9. 

Die Beiſitzer der Schlichterkammer beruft der Schlichter jeweils für die einzelne Sitzung. Ihre 
Zahl ſoll regelmäßig zwei auf jeder Seite nicht überſchreiten. Bei ihrer Auswahl ſoll der Schlichter 
den beſonderen Verhältniſſen des Streitfalls und den Wünſchen der Parteien nach Möglichkeit Rech— 
nung tragen. ö 


Auf die Vorausſetzungen der Berufung zum Beiſitzer und die Stellung der Beiſitzer finden die 
Vorſchriften des $ 3 Abi. 1, 3, 4, § 4 Abſ. 6 und § 5 Abſ. 4 entiprechende Anwendung. 


§ 10. 
D Die Schlichtungsbehörden dürfen andere Aufgaben als die Schlichtung nicht übernehmen. 


Der Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes oder der Schlichter kann jedoch in Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, die wegen des Streitgegenſtandes oder der Parteien nicht durch 
eine Geſamtvereinbarung beigelegt werden können, vermittelnd eingreifen, wenn es das öffentliche 
Intereſſe erfordert. Ein Schlichtungsverfahren iſt in dieſen Fällen ausgeſchloſſen. 


1 
Vereinbarte Schlichtungsſtellen gehen dem Schlichtungsausſchuß und dem Schlichter vor. 


Wird trotz Zuſtändigkeit einer vereinbarten Schlichtungsſtelle ein Schlichtungsausſchuß angerufen, 
jo muß er die Streitigkeit an die zuständige Schlichtungsſtelle verweilen und die Parteien davon 
benachrichtigen. Wird die Schlichtungsſtelle trotz Anrufung oder Verweiſung innerhalb einer vom 
Vorſitzenden des Schlichtungsausſchuſſes beſtimmten angemeſſenen Friſt nicht tätig oder führt das Ver: 
fahren vor ihr zu keiner Geſamtvereinbarung, jo wird die angerufene Schlichtungsbehörde zuſtändig. 


8.12; 
Der Schlichtungsausſchuß muß auf Anruf einer Partei tätig werden. 


Von Amts wegen ſoll der Schlichtungsausſchuß tätig werden, wenn das öffentliche Intereſſe ſein 
Eingreifen erfordert. Das Gleiche gilt im Falle der Beſtellung eines Schlichters. 


Hat über eine Streitigkeit ſchon ein Schlichtungsverfahren ſtattgefunden, das weder zu einer 
Einigung noch zu einem bindenden Schiedsſpruch geführt hat, ſo kann ein neues Schlichtungsverfahren 
auf Antrag einer Partei eingeleitet werden, wenn es das öffentliche Intereſſe erfordert. 


8 13. 


Beſchränkt ſich eine Streitigkeit auf einen einzelnen Betrieb, ſo ſind Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer dieſes Betriebes als Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes oder als Schlichter im Vorverfahren 
und als Mitglied der Schlichtungskammer ausgeſchloſſen, falls nicht die Parteien mit ihrer Mit⸗ 
wirkung einverſtanden ſind. 


Der Vorſitzende der Schlichtungskammer kann ſowohl aus Gründen, die ſeinen Ausſchluß recht⸗ 
fertigen, als auch aus Beſorgnis der Befangenheit abgelehnt werden. Die Ablehnung wegen Be⸗ 
fangenheit kann nur auf Tatſachen geſtützt werden, die mit dem einzelnen Streitfall in Beziehung 
ſtehen und geeignet ſind, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit zu rechtfertigen. Auf Vorgänge im Bor- 
verfahren darf die Ablehnung nicht geſtützt werden. a 

Die Ablehnung iſt nur bis zum Beginn der Verhandlung zur Sache zuläſſig. Hält der Abgelehnte 
ſie für begründet, ſo ſcheidet er ohne weiteres aus. Im übrigen entſcheidet über die Ablehnung des 
Vorſitzenden eines Schlichtungsausſchuſſes oder eines Schlichters der Senat. 


§ 14. 

Sind auf Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerſeite mehrere wirtſchaftliche Vereinigungen beteiligt und 
ruft eine von ihnen den Schlichtungsausſchuß an, ſolange die Verhandlungen der anderen noch 
ſchweben, ſo kann der Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes auf Antrag einer Partei das Verfahren 
auf 8 Tage ausſetzen, wenn die ſofortige Durchführung des Verfahrens unzwedmäßig it. 

Sind über eine Streitigkeit mehrere Verfahren anhängig, jo kann ſie der Vorſitzende des Schlich— 
tungsausſchuſſes miteinander verbinden, wenn die einheitliche Regelung der Streitigkeit zweckmäßig iſt. 
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8 15. 

Wirtſchaftliche Vereinigungen von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern werden durch ihre ſatzungs— 
mäßigen Vertreter vertreten. Die Arbeitnehmerſchaft, die Arbeiter- oder Angeſtelltenſchaft eines Be— 
triebes wird durch die nach dem Arbeitnehmerausſchußgeſetz hierzu berufenen Mitglieder des Arbeit— 
nehmerausſchuſſes, des Arbeiter- oder Angeſtelltenausſchuſſes und, wo keine Betriebsvertretung beſteht, 
durch von der Mehrheit gewählte Mitglieder der Arbeitnehmerſchaft, der Arbeiter- oder Angeſtellten— 
ſchaft vertreten. c 

Wirtſchaftliche Vereinigungen können ſich auch durch bevollmächtigte Angeſtellte der Vereinigung 
vertreten laſſen. 

Der einzelne Arbeitgeber kann mit ſeiner Vertretung ſeine Geſchäftsführer, Betriebsleiter, Proku— 
riſten, Handlungsbevollmächtigte oder Generalbevollmächtigte ſowie eine wirtſchaftliche Vereinigung 
von Arbeitgebern betrauen. Die Betriebsvertretung oder, wo keine beſteht, die Arbeitnehmerſchaft, die 
Arbeiter- und Angeſtelltenſchaft eines Betriebes kann mit ihrer Vertretung wirtſchaftliche Vereini— 


gungen von Arbeitnehmern betrauen. . 


Andere Perſonen ſind weder als Vertreter noch als Beiſtände zugelaſſen. 

Bei Streitigkeiten, die ſich auf einen einzelnen Betrieb beſchränken, kann der Vorſitzende des 
Schlichtungsausſchuſſes oder der Schlichter das perſönliche Erſcheinen ſowohl des Arbeitgebers wie der 
nach dem Arbeitnehmerausſchußgeſetz zum Auftreten für die Betriebsvertretung berufene Mitglieder 
anordnen. 

8 16. 

Der Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes oder der Schlichter veranlaßt die Ladung der Parteien 
zu den Verhandlungen im Vorverfahren oder vor der Schlichtungskammer. Er kann den Parteien 
oder den geſetzlich oder ſatzungsgemäß zu ihrer Vertretung berufenen Perſonen für unentſchuldigtes 
Ausbleiben eine Ordnungsgeldſtrafe bis zu 500, — Gulden androhen und bei unentſchuldigtem Aus— 
bleiben feſtſetzen. Nach nachträglicher genügender Entſchuldigung iſt die Ordnungsſtrafe aufzuheben 
oder zu ermäßigen. Dieſe Vorſchriften finden auch auf die Anordnung des perſönlichen Erſcheinens im 
Falle des $ 15 Abſ. 5 Anwendung. 

N 8 17. 


Der Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes oder der Schlichter leitet ſowohl im Vorverfahren wie 
im Verfahren vor der Schlichtungskammer die Verhandlung. Ihm liegt die Aufrechterhaltung der 
Ordnung in der Verhandlung ob. Gegen Perſonen, die ſich in der Verhandlung einer Ungebühr 
ſchuldig machen, kann er eine Ordnungsgeldſtrafe bis zu 500, — Gulden feſtſetzen. 3 


$ 18. 


Gegen geſchäftsleitende Maßnahmen des Vorſitzenden des Schlichtungsausſchuſſes oder des 
Schlichters und die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen in den Fällen des $ 5 Abſ. 4, der $$ 16, 17 iſt die 
Beſchwerde zuläſſig. Über die Beſchwerde entſcheidet bei Maßnahmen und Strafen des Schlichtungsaus— 


ſchußvorſitzenden oder des Schlichters der Senat. 


Die Beſchwerde gegen geſchäftsleitende Maßnahmen hat keine aufſchiebende Wirkung. 


§ 19. 

Die Verhandlung vor dem Vorſitzenden des Schlichtungsausſchuſſes oder dem Schlichter iſt münd⸗ 
lich und nicht öffentlich. 

Kommt eine Einigung zuſtande, ſo iſt ſie ihrem Wortlaut nach niederzuſchreiben und von den Par- 
teien oder ihren Vertretern zu unterſchreiben. 

Soweit keine Einigung zuſtande kommt, ſchließt die Verhandlung mit der Anberaumung einer 
Verhandlung vor der Schlichtungskammer. Dieſe Verhandlung ſoll ſich unmittelbar an das Vorver— 
fahren anſchließen. - 
8 20. 

Die Verhandlung vor der Schlichtungskammer iſt mündlich und öffentlich. Die Schlichtungs— 
klammer kann die Offentlichkeit ausſchließen. Sie kann einzelne Perſonen zu den nicht öffentlichen Ver- 
handlungen zulaſſen. 

Die Schlichtungskammer hat durch Anhörung der Parteien die Streitpunkte und die für ihre 
Beurteilung weſentlichen Verhältniſſe klarzuſtellen. Soweit ſie es für erforderlich hält, kann ſie amtliche 
Auskünfte einholen, den Parteien die Beibringung von Unterlagen aufgeben und Auskunftsperſonen 
hören, falls die Parteien ſie ſtellen. g 
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Die Schlichtungskammer hat zu verſuchen, eine Einigung der Parteien herbeizuführen. Kommt 
eine Einigung zuſtande, ſo iſt ſie ihrem Wortlaut nach niederzuſchreiben und von den Parteien oder 
ihren Vertretern zu unterſchreiben. 

Soweit keine Einigung zuſtande kommt, hat die Schlichtungskammer einen Schiedsſpruch abzu⸗ 
geben. Ein Schiedsspruch it auf Antrag der erſchienenen Partei auch dann abzugeben, wenn eine 
Partei trotz rechtzeitiger Ladung nicht erſchienen iſt oder wenn ſie nicht verhandelt. Die Verhandlung 
iſt jedoch zu vertagen, ſoweit die Streitpunkte oder die für ihre Beurteilung weſentlichen Verhältniſſe 
nicht hinreichend klargeſtellt ſind. 

Für das Zuſtandekommen des Schiedsſpruchs genügt einfache Stimmenmehrheit. Kein Mitglied 
der Kammer darf ſich der Stimme enthalten oder die Abſtimmung über eine Frage deshalb ver— 
weigern, weil es bei der Abſtimmung über eine andere Frage in der Minderheit geblieben iſt. Bilden 
ſich bei der Abſtimmung mehr als zwei Meinungen, von denen keine mehr als die Hälfte der Stimmen 
auf ſich vereinigt, ſo iſt zu verſuchen, die Mehrheit der Stimmen auf eine Meinung zu vereinigen. 
Gelingt dies nicht, ſo entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden allein. 5 

Der Schiedsſpruch iſt vor der Verkündung ſchriftlich abzufaſſen, vom Vorſitzenden zu unter— 
ſchreiben und zu verkünden. 

Soweit der Schiedsspruch nicht kraft geſetzlicher Vorſchrift oder kraft Vereinbarung der Par⸗ 
teien bindend iſt, beſtimmt der Vorſitzende den Parteien zur Erklärung über die Annahme oder Ab⸗ 
lehnung des Schiedsſpruchs eine angemeſſene Friſt, 


§ 21. 


Den Parteien iſt eine Abſchrift des Schiedsſpruchs unter Mitteilung der Erklärungsfriſt zu 


überſenden. 
Geht innerhalb der Friſt dem Schlichtungsausſchuß oder dem Schlichter von einer Partei keine 
Erklärung zu, ſo gilt der Schiedsſpruch als von ihr abgelehnt. 


II. Verbindlichkeitserklärung von Schiedsſprüchen. 


§ 22. 

Wird der Schiedsſpruch nicht von beiden Parteien angenommen, ſo kann er für verbindlich erklärt 
werden, wenn die in ihm getroffene Regelung bei gerechter Abwägung der Intereſſen beider Teile 
der Billigkeit entſpricht und ihre Durchführung aus wirtſchaftlichen und ſozialen Gründen erforder⸗ 
lich iſt. 

Für die Verbindlichkeitserklärung des Schiedsſpruches einer Schlichtungskammer iſt der Senat 
zuſtändig. 

Die Verbindlichkeitserklärung erſetzt die Annahme des Schiedsſpruches. 

Die Vorſchriften der Abſätze 1--3 finden auf die Verbindlichkeitserklärung von Schiedsſprüchen 
vereinbarter Schlichtungsſtellen entſprechende Anwendung. 


8 23. 


Das Verfahren auf Verbindlichkeitserklärung eines Schiedsſpruches ſetzt regelmäßig den Antrag 


einer Partei voraus, die den Schiedsſpruch angenommen hat. Von Amts wegen ſoll ein Verfahren 
auf Verbindlichkeitserklärung nur eingeleitet werden, wenn das öffentliche Intereſſe die Einleitung 
erfordert. 8 
8 24. 
Der Senat hat entweder ſelbſt oder durch eine von ihm beauftragte Stelle die Parteien vor der 
Entſcheidung zu hören. Die Anhörung ſoll, wenn nicht beſondere Gründe vorliegen, mündlich erfolgen; 
dabei iſt die Herbeiführung einer Einigung zu verſuchen. 


8 25. 


Ein Schiedsſpruch kann nur unter den im 8 22 vorgeſchriebenen Vorausſetzungen für verbindlich 
erklärt werden. 

Bei Verbindlichkeitserklärung darf der Schiedsſpruch nur mit Zuſtimmung der Parteien abgeändert 
werden. Betrifft er mehrere Streitpunkte, ſo kann die Verbindlichkeitserklärung auf einzelne von ihnen 
beſchränkt werden, wenn ſie mit den übrigen nicht notwendig zuſammenhängen. 

Die Entſcheidung über die Verbindlichkeitserklärung iſt ſchriftlich abzufaſſen und den Parteien zu 
überſenden. f 

Die Entſcheidung iſt endgültig. 1911 
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§ 26. { 
chlichtungsausſchuſſes und des Schlichters allgemeine 
m Einzelfall ſind Schlichtungsausſchuß und Schlichter 


Der Senat kann für die Tätigkeit des S 
Richtlinien erlaſſen. In ſeiner Entſchließung i 
unabhängig und nicht an Weiſungen gebunden. 


IV. Shluß- und Übergangsbeſtimmungen. 


i 8 27 i 
Die Dienſtaufſicht über die Geſchäftsführung des Schlichtungsausſchuſſes führt der Senat. 


§ 28. 


Die Koſten des Schlichtungsausſchuſſes und — 
Schlichters trägt die Freie Stadt Danzig. 
Vollmachten zur Vertretung in Verfahren, Einigungen und Schiedsſprüche ſind ſtempelfrei. 


Ordnungsſtrafen werden nach den für die Einziehung von Steuern gemäß dem Steuergrundgeſetz 
geltenden Vorſchriften eingezogen und fließen in die Staatskaſſe. 


8 29. 
Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen. 
i 8 30. 

Das Amt des Demobilmachungskommiſſars wird aufgehoben. 

Die dem Demobilmachungskommiſſar nach den bisherigen Geſetzen und Verordnungen obliegenden 
Aufgaben und Befugniſſe werden dem Gewerbeaufſichtsamt der Freien Stadt Danzig übertragen, 
ſoweit nicht im 8 22 Abweichendes vorgeſehen iſt. Ausgenommen ſind auch die Entſcheidungen aus 
$ 7 der Verordnung über die Freimachung von Arbeitsſtellen während der Zeit der wirtſchaftlichen 
Demobilmachung vom 2. 5. 1919/15. 1. 1923 bzw. aus $ 11 der Verordnung vom 28. 3. 1919 
(RGBl. S. 355) in der Faſſung vom 1. 12. 1919, die dem Senat übertragen werden. 


31. 


falls hierdurch beſondere Koſten entſtehen — des 


Der Senat erläßt die zur 


8 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1930 in Kraft. 
8 32. 5 
Mit dem im 8 31 bezeichneten Zeitpunkt treten folgende Beſtimmungen außer Kraft: 
1. Der III. Abſchnitt (88 15 — 30) der Verordnung über Tarifverträge, Arbeiter- und Ange⸗ 


ſtelltenausſchüſſe und Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten vom 23. Dezember 1918 (RGBl. 
S. 1456), 


2. Die Verordnung über die Einſtellung und Entlaſſung von Arbeitern und Angeſtellten 
während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung vom 3. September 1919 (RGBl. 


S. 1500), ſoweit ſie nicht bereits durch § 102 Ziffer 1 des Geſetzes betr. Errichtung von 
Arbeitnehmerausſchüſſen vom 31. Auguſt 1928 aufgehoben iſt. 


| Desgleichen werden mit dem im § 31 bezeichneten Zeitpunkt die auf Grund des $ 81 à Ziffer 2 
der Gewerbeordnung errichteten Einigungsämter von Innungen aufgehoben. 


§ 33. 

Verfahren, die an dem im § 31 bezeichneten Zeitpunkt anhängig ſind, gehen in der Lage, in der 
ſie ſich befinden, von den bisher zuſtändigen auf die nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes zuſtän⸗ 
digen Stellen über. Auf Ihre Erledigung finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes Anwendung. 

Danzig, den 4. Februar 1930. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Arczynski. 


8 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Weinſteuergeſetz. 
Vom 5. 2. 1930. 
Abſchnitt 1. 
Erhebung und Überwachung der Steuer. 
a 1. 
Gegenſtand Ban Höhe der Steuer. 


(1) Wein, der zum Verbrauch im Inlande beſtimmt iſt, unterliegt einer Verbrauchsabgabe (Wein⸗ 
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(2) Als Wein im Sinne des Abſ. 1 ſind anzuſehen Stillwein und Schaumwein, ferner weinhaltige, 
wein- und ſchaumweinähnliche Getränke nach näherer Vorſchrift des Senats. 


(3) Die Steuer beträgt: 
a) für 1. Liter Stillwein, weinähnliche und weinhaltige Getränke 


i inen e , n 
bei einem Werte über 3 3 CCC 
b) für 1 ganze Flaſche Schaumwein aus Frucht ein 9 1.— „ 
c) für 1 ganze Flaſche Schaumwein aus Traubenwein und ſchauſtweiähnliche e 
Ffanefee ns ac %% Ne dar E VOR: 
8 2. 


Steuerbefreiung. 

Nach näherer Beſtimmung des Senats iſt von der Steuer befreit: 

1. Traubenmoſt oder Traubenwein, hergeſtellt aus ſelbſtgewonnenen Trauben ſowie ſelbſt⸗ 

gekelterte weinähnliche Getränke zum Verbrauch im eigenen Haushalt; 

2. bei der Kellerbehandlung oder Lagerung verbrauchter Wein, ſoweit er nicht in verſchloſſenen 

Flaſchen dem Verbrauch zugeführt wird; 

3. Wein zur Herſtellung von Eſſig und Branntwein ſowie von weinhaltigen Getränken, von 

entgeiſtetem Wein und von entgeiſteten dem Weine ähnlichen Getränken: 

4. Wein, der zu amtlichen Unterſuchungen oder von wiſſenſchaftlichen Anſtalten zu wiſſenſchaft⸗ 

lichen Zwecken verwendet wird; 

5. Wein, der zur Probe glasweiſe oder in Flaſchen von weniger als 250 Kubikzentimeter 

Raumgehalt unentgeltlich abgegeben wird; 
6. Wein, der ausſchließlich für gottesdienſtliche Zwecke beſtimmt iſt. 
§ 3. g 
Fälligkeit, Entrichtung und Vergütung der Steuer. 

(1) Die Abgabe wird fällig bei dem Übergang des Weines in den freien Verkehr. 

(2) Zur Entrichtung der Abgabe iſt verpflichtet, wer den Wein zur freien Verfügung erhält. 

(3) Wird Schaumwein aus verſteuertem Stillwein hergeſtellt, jo find nach näherer Beſtimmung 
des Senats Vergütungen zu gewähren. Bei der Bemeſſung der Vergütung iſt die Höhe der für 
den Stillwein gezahlten Steuer und der entſtandene Schwund zu berückſichtigen. 

8 4. 
Verſendung und Lagerung. 

Noch nicht zum freien Verkehr abgefertigter Wein darf nur unter amtlicher Überwachung ver— 

ſendet und gelagert werden. 
§ 5. 


Fehlmengen. 

In Betrieben, die der Steueraufſicht unterliegen, können Beſtandsaufnahmen angeordnet 
werden. Bei Beſtandsaufnahmen feſtgeſtellte Fehlmengen ſind zu verſteuern, ſoweit nicht dargetan 
wird, daß die Fehlmengen auf Umſtände zurückzu führen ſind, die eine r de nicht begründen. 
Die Steuerſchuld gilt als entſtanden im Zeitpunkt der Beſtandsaufnahme. 

$ 6. 
Vorführungspflicht. 
Wein unterliegt bei der Einfuhr aus dem Auslande einer Vorführungspflicht. 
5 8 7. 
Gebühren. 
Auf die Erhebung von Gebühren finden die Vorſchriften der Zollgebührenordnung Anwendung. 
8 8. 
Durchſuchungen. 

Durchſuchungen der der Steueraufſicht unterlie genden Betriebe ſind zuläſſig, wenn Verdacht beſteht, 

daß die Weinſteuer hinterzogen worden iſt. 
Abſchnitt II. 
Strafvorſchriften. 
8 9. 
Weinſteuerhinterziehung. 

Wer eine Hinterziehung im Sinne des $ 316 des Steuergrundgeſetzes begeht, wird mit einer 

| Geldſtrafe beitraft, die das Vierfache der Steuerverfürzung oder des Steuervorteils, mindeſtens aber 
eee beträgt. Außerdem iſt die Abgabe nachzuzahlen. BE AR. N 
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§ 10. 
Rechtsvermutungen. 

(1) Die Beſtrafung wegen Steuerhinterziehung tritt ein, ohne daß der Vorſatz der Hinterziehung 
feſtgeſtellt zu werden braucht: 

1. wenn innerhalb der nach den Ausführungsbeſtimmungen vorgeſchriebenen Friſt die Menge des 
ſteuerpflichtigen Weins nicht oder nicht richtig angemeldet wird, 

2. wenn Wein, für den Befreiung von der Steuer gewährt iſt, zu anderen als den angemeldeten 
Zwecken verwendet wird, 

3. wenn die nach den Ausführungsbeſtimmungen vorgeſchriebenen Bücher nicht oder wiſſentlich 
unrichtig geführt werden, 

4. wenn mit der Herſtellung von Wein und Schaumwein begonnen wird, ohne daß der Betrieb 
gemäß $ 161 des Steuergrundgeſetzes angemeldet wird, 

5. wenn Wein bei der Einfuhr aus dem Auslande nicht vorgeführt wird, 

6. wenn über den unter amtlicher Überwachung ſtehenden Wein unbefugt verfügt wird. 

(2) Wird feſtgeſtellt, daß eine Vorenthaltung der Abgabe nicht ſtattgefunden hat oder nicht beab— 
ſichtigt worden it, jo tritt Beſtrafung wegen Steuerhinterziehung nicht ein. Die SS 324, 333 des 
Steuergrundgeſetzes bleiben unberührt. 

Abſchnitt III. 
Übergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
99 1 811. 
ÜAbergangsbeſtimmungen. 

Wein, der ſich beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes im gebundenen Steuerverkehr befindet, iſt nach 
näherer Beſtimmung des Senats binnen 2 Monaten nach den Sätzen des $ 1 zu verſteuern oder auf 
ein Steuerlager ($ 4) zu bringen. 

§ 12. 
Ausführungsbeſtimmungen. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 
$ 13. 
Inkrafttreten. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. März 1930 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt das Wein— 
ſteuergeſetz vom 26. Juli 1918 in der Faſſung vom 5. Februar 1923 außer Kraft. 

Danzig, den 5. Februar 1930. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 


9 Bekanntmachung 
betreffend den Beitritt Eſtlands zu dem Haager Abkommen über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905. 
Vom 29. 1. 1930. 


Eſtland hat am 22. November 1929 das auf Grund des im Haag am 4. Juli 1924 unterzeich— 
neten Protokolls eröffnete Beitrittsprotokoll zum Haager Abkommen über den Zivilprozeß vom 17. Juli 
1905 (RGBl. 1909 S. 409 ff.) unterzeichnet, wodurch dieſes Abkommen zwiſchen Eſtland einerſeits und 


folgenden Staaten mit Wirkung vom 22. Januar 1930 in Kraft getreten iſt: 


Deutſchland, Oſterreich, Belgien, Dänemark, Spanien, Finnland, Ungarn, Italien, Luxem- 
burg, Norwegen, den Niederlanden, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, der Schweiz, 
der Tſchechoſlowakei und der Freien Stadt Danzig. 

Dieſe Bekanntmachung ergeht im Anſchluß an die Bekanntmachungen vom 16. Auguſt 1926 


(Geſ. Bl. 1926 S. 284) und 4. Januar 1927 Bern. Bl. 1927 S. 2). 


Danzig, den 29. Januar 1930. 
Der Senat der Feten Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Evert. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


